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der Verfahrensdokumentation und die Bestätigung ihrer 
verfahrensmäßigen Richtigkeit sowie ihrer Übereinstim­
mung mit den Vorschriften über den Gesundheits- und 
Arbeitsschutz sowie den Brandschutz,

4. die Durchführung von erforderlichen Versuchen,
5. die Maßnahmen zur Qualifizierung des Betriebs-, Instand- 

haltungs- und Leitpersonals,
6. die Leitung des Probebetriebes und
7. die Beratung des Auftraggebers bei der Anwendung des 

Verfahrens.
(2) Die Partner haben weiterhin Vereinbarungen über das 

Zusammenwirken der Partner bis zur Inbetriebnahme der zu 
errichtenden Anlage, die Leistungsnachweise und die Pflich­
ten bei der Durchführung der Funktionsproben zu treffen.

§20
Garantie

(1) Der Auftragnehmer garantiert, daß das Ergebnis im ver­
einbarten Umfang nutzbar ist.

(2) Die Garantiezeit für die zur entgeltlichen Nutzung ver­
gebenen wissenschaftlich-technischen Ergebnisse endet bei Er­
gebnissen der Erzeugnisentwicklung und bei Konstruktionen 
gemäß § 13 Abs. 2, im Falle der Vergabe eines Verfahrens ge­
mäß § 13 Abs. 3, in allen übrigen Fällen mit Ablauf der Garan­
tiezeit gemäß § 13 Abs. 1.

4. Abschnitt 
Erprobungsleistung

• v' ' § 21
-Grundsatz

(1) Besteht die Leistung in einer Erprobung, ist der Auftrag­
nehmer verpflichtet, die Erprobung nach dem vereinbarten 
Programm durchzuführen und das Ergebnis dem Auftrag­
geber zu übergeben. Der Auftraggeber hat in der vereinbarten 
Weise mitzuwirken, insbesondere den zu erprobenden Gegen­
stand dem Auftragnehmer zuzuführen sowie das Erprobungs­
ergebnis abzunehmen und den Preis zu zahlen.

(2) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Erprobungs­
gegenstand zurückzugeben. Das gilt nicht, wenn die Erpro­
bung im Verbrauch des Gegenstandes besteht oder nicht zer­
störungsfrei durchgeführt werden kann. Die Partner können 
etwas anderes vereinbaren,

(3) Wird ein Verfahren erprobt, sollen die Partner Verein­
barungen über die Verwertung der mit dem Verfahren herge­
stellten Erzeugnisse treffen.

(4) Über das mit der Erprobung verbundene entwicklungs­
bedingte Risiko sollen die Partner Vereinbarungen treffen. 
Wird die Erprobung beim späteren Anwender durchgeführt, 
soll das Risiko geteilt werden.

§22
Weitere Rechte und Pflichten

(1) Treten bei der Erprobung unvorhergesehene Verände­
rungen am Erprobungsgegenstand auf, ist der Auftraggeber 
unverzüglich zu unterrichten. Er hat über den Fortgang der 
Erprobung zu entscheiden.

(2) Droht durch die Erprobung ein Schaden, ist die Erpro­
bung zu unterbrechen. Erforderlichenfalls hat der Auftrag­
nehmer die Demontage des Erprobungsgegenstandes oder eine 
Analyse des Erprobungsgutes vorzunehmen.

(3) Der Auftragnehmer darf ohne Zustimmung des Auftrag­
gebers keine Veränderungen an dem zu erprobenden Gegen­
stand vornehmen, es sei denn, das Erprobungsziel erfordert die 
Veränderung des Erprobungsgegenstandes.

5. Abschnitt 
Verantwortlichkeit

§23
Vertragsstrafe und Schadenersatz

(1) Die Partner können zur Berücksichtigung des sich aus 
den spezifischen Bedingungen und der Art der Leistung erge­
benden Risikos sowie des im Falle der Vertragsverletzung zu 
erwartenden Schadens die Höhe der Vertragsstrafe und den 
Umfang des Schadenersatzes abweichend von den im Ver­
tragsgesetz oder in anderen Rechtsvorschriften enthaltenen 
Festlegungen vereinbaren. Der vereinbarte Umfang der Scha­
denersatzpflicht darf den Preis für die Leistung nicht unter­
schreiten.

(2) Vereinbarungen über die Beschränkung des Umfanges 
der Schadenersatzpflicht werden nicht wirksam, wenn die Ver­
tragsverletzung auf einen groben Verstoß gegen die bei der 
Durchführung wissenschaftlich-technischer Leistungen zu be­
achtende Sorgfaltspflicht zurückzuführen ist.

(3) Soll die Nichteinhaltung von Zwischenterminen unter 
Vertragsstrafe gestellt werden, bedarf dies der Vereinbarung. 
Dies gilt nicht für wissenschaftlich-technische Leistungen bei 
der Vorbereitung und Durchführung von Investitionen.

(4) Eine Verpflichtung des Auftragnehmers zur Zahlung von 
Vertragsstrafe oder Schadenersatz besteht nicht, wenn die Lei­
stung nach- den Rechtsvorschriften nicht durch den Auftrag­
geber zu bezahlen ist. Ist die Vertragsverletzung auf einen 
groben Verstoß gegen die bei der Durchführung wissenschaft­
lich-technischer Leistungen zu beachtende Sorgfaltspflicht zu­
rückzuführen, hat der Auftragnehmer den durch die Vertrags­
verletzung entstandenen Schaden zu ersetzen.

§24
Ausschluß von Garantieforderungen

(1) Garantieforderungen sind ausgeschlossen, wenn die Ver­
tragsverletzung auf Umstände zurückzuführen ist, die der Auf­
tragnehmer bei Anwendung aller Sorgfalt unter Beachtung 
fortschrittlicher wissenschaftlich-technischer Erkenntnisse und 
Arbeitsmethoden nicht abwenden konnte. In diesem Falle ist 
der Auftragnehmer verpflichtet, angezeigte Mängel auf Kosten 
des Auftraggebers entweder unverzüglich zu beseitigen oder 
Ersatz zu leisten. Die Partner können etwas anderes verein­
baren.

(2) Die Forderung auf Nachbesserung oder Ersatzleistung 
ist ausgeschlossen, wenn sie einen volkswirtschaftlich nicht 
vertretbaren Aufwand erfordert und dem Auftraggeber die 
Nutzung des Leistungsgegenstandes zumutbar ist. In diesem 
Falle ist eine dem Umfang des Mangels entsprechende Minde­
rung zu gewähren.

6. Abschnitt 
Schlußbestimmungen

§25
Diese Durchführungsverordnung tritt am 1. Juli 1982 in 

Kraft. Sie findet auf alle Wirtschaftsverträge Anwendung, die 
nach ihrem Inkrafttreten zu erfüllen sind.

Berlin, den 25. März 1982

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

W. S t o p h 
Vorsitzender


